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ARGUMENTATION
Nr. 19
Nur für den Gebrauch in den Mitgliedsverbänden des LSK
Mitgliederbeschlüsse richtig fassen

Sämtliche regelungsbedürftigen Angelegenheiten des Kleingärtnervereins werden durch Beschlüsse festgelegt. In einem Beschluss kommt der Wille des Vereins zum Ausdruck, dass in einer genau bezeichneten Angelegenheit in einer bestimmten Art und Weise und auf keinen Fall anders verfahren werden soll.

Zu unterscheiden ist zwischen Beschlüssen zur Sache und Beschlüssen zur Geschäftsordnung. Die Argumentation befasst sich mit Beschlüssen zur Sache.

Da ein Beschluss Richtschnur des Handelns werden soll, kommt es darauf an, dass er eindeutig formuliert und unanfechtbar ist. Beschlüsse sind absolut rechtsunwirksam, wenn sie gegen zwingende gesetzliche Bestimmungen (§ 134 BGB), gegen die guten Sitten (§ 138 BGB) sowie gegen grundlegende Bestimmungen der Vereinssatzung, des Unterpachtvertrages und der Kleingartenordnung verstoßen.

Voraussetzungen der Beschlussfassung

Um in der Mitgliederversammlung wirksam einen Beschluss fassen zu können, müssen  erstens sämtliche Mitglieder satzungsgemäß eingeladen worden sein.

Zweitens muss die Tagesordnung den zu behandelnden Beschluss ausreichend genau bezeichnen. 

Drittens können über die unter dem Tagesordnungspunkt „Verschiedenes“ angesprochenen Themen keine gültigen Beschlüsse gefasst werden.

Viertens muss durch den Vorstand über die unbedingt zu regelnde Sache ein Beschlussvorschlag erarbeitet und gut begründet werden. 

Fünftens muss die Anwesenheit festgehalten sein.

Beschlussinhalt eindeutig formulieren

Vor der Erarbeitung des Beschlussentwurfes sollten zunächst sowohl der Regelungsbedarf als auch die Regelungsmöglichkeit geprüft werden. Ist in der Vereinssatzung die Beschlussfassung durch ein Vereinsorgan, z.B. für das Aussprechen einer Vereinsstrafe oder für das Erheben einer Umlage, nicht geregelt, ist der darüber gefasste Beschluss von Anfang an unwirksam und damit nicht durchsetzbar.

Besonderes Augenmerk ist auf die Formulierung des Beschlussinhaltes zu legen. Er muss eindeutig und verständlich sein und darf keine unterschiedlichen Auslegungen zulassen. Das kann man am besten überprüfen, wenn zum Beschluss eine Erläuterung über seine Notwendigkeit erarbeitet und darüber nachgedacht wird, ob und wie er durchgesetzt werden kann und welche Folgen dabei für den Verein entstehen.

Mitgliederversammlung richtig einladen

Für die Einberufung der Mitgliederversammlung ist, wenn die Satzung nichts anderes bestimmt, der Vorstand i.S.d. § 26 BGB zuständig und berechtigt.

Voraussetzung für die Einberufung ist ein entsprechender Vorstandsbeschluss. Wird die Mitgliederversammlung von dafür nicht zuständigen oder nicht berechtigten Vereinsorganen oder Personen einberufen, ist die Einberufung unwirksam und es können keine gültigen Beschlüsse gefasst werden.

Nach § 36 BGB muss die Mitgliederversammlung in den durch die Satzung bestimmten Fällen, oder wenn es die Vereinsinteressen erfordern, einberufen werden.

Ob die Satzung einen Zeitpunkt oder Turnus festlegt oder nicht – es besteht in jedem Fall die Pflicht zur Einberufung. Im Vereinsinteresse liegt eine mindestens jährliche Durchführung der Mitgliederversammlung.

§ 58 Abs. 4 BGB verlangt, dass die Satzung eine Regelung enthalten muss, wie die Mitgliederversammlung eingeladen wird (z.B. schriftlich, per Einschreiben, mündlich, durch Bekanntmachung in der Vereinszeitung, durch Anschlag). Entscheidend ist, dass die Einladung jedem Mitglied zugänglich sein muss. Die Satzung kann also weitgehend frei bestimmen, wie die Einladung zu erfolgen hat. Man beachte jedoch, dass notfalls nachgewiesen werden muss, dass sämtliche Mitglieder eingeladen wurden.

Über die Frist, die zwischen Einladung und Termin der Mitgliederversammlung liegen soll, spricht sich das Gesetz nicht aus. Ist sie jedoch in der Satzung festgelegt, muss sie eingehalten werden. Fehlt in der Satzung eine Bestimmung über die Einberufungsfrist, muss sie so veranschlagt werden, dass es jedem Mitglied möglich ist, die Versammlung terminlich einzuplanen, sich vorzubereiten und an ihr teilzunehmen. Die Ladungsfrist sollte also eher großzügig als zu knapp bemessen werden.

An der Mitgliederversammlung darf jedes Mitglied teilnehmen; deshalb sind sämtliche Mitglieder einzuladen. Erfolgte das nicht, kann das zur Unwirksamkeit der dort gefassten Beschlüsse führen.

Der Zeitpunkt der Mitgliederversammlung sollte so gewählt werden, dass allen Mitgliedern die Teilnahme möglich ist

Auch der Versammlungsort sollte, wenn nicht in der Satzung festgelegt, so gewählt werden, dass er für alle Mitglieder zumutbar ist. Auch müssen die Räumlichkeiten Platz für alle Mitglieder bieten.

Erforderlicher Inhalt der Tagesordnung

Sofern die Vereinssatzung keine abweichende Regelung enthält, müssen in der Tagesordnung die zu behandelnden Beschlüsse so genau bezeichnet werden (§ 32 Abs.1 Satz 2 BGB), dass sich die Mitglieder auf die zu fassenden Beschlüsse vorbereiten können und weitestgehend vor Überraschungen geschützt sind. Deshalb genügen pauschale Tagesordnungspunkte wie „Erhöhung des Vereinsbeitrages“ nicht. Der Beschlussvorschlag des Vorstandes sollte dann schon so formuliert werden: „Beschluss über Beitragserhöhung von 40 € auf mind. 50 €“.

Fehlende oder ungenaue Angaben zum Beschlussgegenstand können zur Unwirksamkeit des von der Mitgliederversammlung gefassten Beschlusses führen.

Die Satzung kann zulassen, dass Gegenstände zur Beschlussfassung noch nach Einberufung der Mitgliederversammlung auf die Tagesordnung gesetzt werden. Bedürfen sie der vorherigen Ankündigung, müssen sie den Mitgliedern so rechtzeitig mitgeteilt werden, dass genügend Zeit zur sachgerechten Vorbereitung bleibt. Das gilt auch für eilbedürftige Angelegenheiten. Vor Versammlungsbeginn muss auf die veränderte Tagesordnung hingewiesen werden.

Behandlung des Beschlussentwurfes in der Mitgliederversammlung

Für das Zustandekommen wirksamer Beschlüsse sind sämtliche Vereinsmitglieder verantwortlich. Die Verantwortung dafür, ob ein Beschluss rechtmäßig oder umfassend genug ist, darf man nicht auf den Vorstand abwälzen. Deswegen haben sowohl die Teilnahme an der Mitgliederversammlung als auch die Begründung und Diskussion des Beschlussentwurfes eine große Bedeutung.

Bedenken hinsichtlich Beschlussinhalt und –verfahren sind durch die Mitglieder in der Versammlung sofort anzumelden, damit der Beschlussentwurf notfalls korrigiert werden kann.

Änderungsanträge zum vorgesehenen Beschluss sind zulässig, wenn sie sich sachlich innerhalb der Grenzen dieses Tagesordnungspunktes bewegen. Dabei können durchaus weitere oder auch völlig andere Lösungen vorgeschlagen werden.

Vor der Abstimmung zum vorgesehenen Beschluss muss aus praktischen Gründen vorerst über die Anträge abgestimmt werden. Dabei ist mit dem am weitesten gehenden Antrag zu beginnen bis entweder keine Anträge mehr bestehen oder ein Antrag angenommen ist. So lässt sich eindeutig der Wille der Mitglieder zu diesem Beschlussvorhaben ermitteln.

Wird ein Beschlussentwurf, z.B. zur Satzung, den Mitgliedern vorher zugestellt mit der Maßgabe, sich bis zu einem bestimmten Termin dazu zu äußern, können in der Versammlung dazu keinerlei neuen Gesichtspunkte mehr eingebracht werden. Darauf ist in der Einladung hinzuweisen. Vor der Beschlussfassung ist lediglich über die eingegangenen Anträge abzustimmen.

Umgang mit Initiativ- und Dringlichkeitsanträgen

Über Themen, die nicht Bestandteil der Tagesordnung sind, können keine Beschlüsse gefasst werden, auch wenn der Vorstand oder anwesende Mitglieder dies fordern. Einen Antrag, der nicht von der Tagesordnung gedeckt ist, muss der Versammlungsleiter zurückweisen. 

Er kann den Antrag auf eine Beschlussfassung jedoch zulassen, wenn sämtliche Mitglieder anwesend sind und der Behandlung des Antrags mit dem Ziel einer Beschlussfassung zustimmen. Ist das nicht der Fall, kann die Abstimmung über den Antrag lediglich an die nächste Mitgliederversammlung verwiesen werden. 

Um nicht von vornherein Dringlichkeitsanträge zu blockieren, kann die Satzung vorsehen, dass sie möglich sind, wenn sie eine eminente Bedeutung für den Verein haben. Jedoch sollte die Dringlichkeit darin zum Ausdruck gebracht werden, dass ihre Behandlung in der Tagesordnung der Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder bedarf. Ansonsten ist der Dringlichkeitsantrag ebenfalls an die nächste Mitgliederversammlung zu verweisen. Entscheidend ist stets, was darüber in der Satzung steht.

Beschlussfassung

Vor der Beschlussfassung ist die lt. Satzung vorgesehene Beschlussfähigkeit festzustellen, auch wenn eine nach Form und Frist ordnungsgemäß eingeladene Mitgliederversammlung beschlussfähig ist. Dies gilt insbesondere dann, wenn inzwischen einige Mitglieder die Versammlung verlassen haben. Sehen Satzung oder Geschäftsordnung eine Mindestanzahl von anwesenden Mitgliedern vor, dann sind die ohne die Mindestzahl gefassten Beschlüsse nichtig. Ist keine Mindestzahl vorgeschrieben, entscheidet die Mehrheit der erschienenen Mitglieder.

Vereine sollten von Zeit zu Zeit ihre Mitgliederliste aktualisieren. Das ist bedeutsam bei dem Nachweis der geforderten Mindestanzahl oder dem Nachweis der Einladung sämtlicher Mitglieder. Sind nämlich nicht sämtliche Mitglieder in der durch die Satzung bestimmten Art und Weise (§ 58 BGB) eingeladen worden, sind die in der Versammlung gefassten Beschlüsse ungültig.

Vor der Abstimmung ist der zu fassende Beschluss wörtlich zu verlesen, insbes. wenn Änderungen aus dem Ergebnis der Beratung eingeflossen sind, und nur so zur Abstimmung zu bringen. Er ist in der beschlossenen Form zu protokollieren.

Fehlt in der Satzung, Wahl- oder Geschäftsordnung eine Bestimmung über die Form der Abstimmung, legt diese der Versammlungsleiter fest, es sei denn, die Mitgliederversammlung entscheidet sich für eine bestimmte Abstimmungsform; an diese ist der Versammlungsleiter gebunden.

Nach der Rechtsprechung des BGH (1985) sind Stimmenthaltungen nur dann zu berücksichtigen, wenn die Satzung wörtlich regelt, was mit den Stimmenthaltungen zu geschehen hat. Ansonsten ist die Mehrheit nur nach der Zahl der abgegebenen Ja- und Nein-Stimmen zu berechnen, Stimmenthaltungen sind nicht mitzuzählen.

Sinnvoll wäre eine Satzungsbestimmung: „Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegeben Stimmen, soweit Satzung und Gesetz keine andere Mehrheit vorsehen.“

Beurkundung der Beschlüsse

§ 58 Nr. 4 BGB verweist darauf, dass die Satzung Bestimmungen über die Beurkundung der Beschlüsse enthalten soll. Dies erfolgt in einem Versammlungsprotokoll. Dieses ist u.a. Beweismittel für den Ablauf der Versammlung, für den Inhalt der gefassten Beschlüsse und für das Abstimmungsergebnis. Deshalb sind Beschlüsse mit dem Text, über den abgestimmt wurde, in das Protokoll aufzunehmen.

Ein Beschluss wird bindend, sobald er verkündet ist. Deshalb sollte er ggf. nach der Beschlussfassung nochmals verlesen werden. Eine Ausnahme gilt bei Satzungsänderungen: Diese werden erst mit Eintragung im Vereinsregister wirksam.

Ob der gefasste Beschluss z.B. im Schaukasten veröffentlicht wird, entscheidet der Vorstand. Verpflichtet ist er dazu nicht, da jedes Mitglied von der Absicht, über eine Sache zu beschließen, mit der Einladung zur Mitgliederversammlung unterrichtet wurde und die Möglichkeit hatte, an der Versammlung teilzunehmen. Außerdem hat es eine Erkundigungspflicht.

Beschlussmängel und ihre Bedeutung

Zu unterscheiden sind formelle und inhaltliche Mängel. Ein formeller Mangel liegt vor, wenn gegen die vorgeschriebene Art und Weise des Zustandekommens des Beschlusses verstoßen wurde. Der Beschluss ist dann grundsätzlich rechtswidrig und nichtig – er existiert rechtlich nicht, es sei denn, der Mangel ist unerheblich.

Unheilbare Nichtigkeit wird angenommen, wenn die Ladung zur Versammlung fehlte oder nicht gemäß Satzungsbestimmung erfolgte, wenn nicht sämtliche Mitglieder geladen wurden, wenn die Versammlung beschlussunfähig war oder wenn der Gegenstand der Beschlussfassung nicht oder nicht eindeutig in der Tagesordnung angegeben wurde.

Heilbarkeit des mit Mängeln behafteten Beschlusses wird angenommen, wenn die Ladungsfrist nur um wenige Tage nicht eingehalten wurde, wenn Ort und Zeit der Versammlung nicht zumutbar waren oder wenn eine besondere Form der Ladung nicht eingehalten wurde.

Zu den nichtigen Beschlüssen gibt es unterschiedliche Rechtsauffassungen:

Erstens: Von vornherein trete keine Nichtigkeit des Beschlusses ein, wenn in der Versammlung aller Mitglieder niemand den Fehler rügt.

Zweitens: Sei ein Beschluss nicht rechtsgültig zustande gekommen, werde aber von den Mitgliedern und Vereinsorganen längere Zeit hindurch nach ihm gehandelt, sei er als gültig zu behandeln, weil der Mangel durch ständige Übung geheilt sei.

Drittens: Ein in einer früheren Versammlung gefasster, aber nichtiger Beschluss könne nicht dadurch geheilt werden, wenn ihn die Mitgliederversammlung so behandle, als sei er wirksam zustande gekommen. Er müsse in satzungsgemäß einwandfreier Form erneut zur Abstimmung gestellt werden.

Sollte durch ein Mitglied die Nichtigkeit eines Beschlusses behauptet werden, empfiehlt es sich, Rechtsrat einzuholen.

Inhaltliche Mängel eines Beschlusses sind gemäß §§ 134 und 138 BGB stets unheilbar nichtig.

Nichtige Beschlüsse darf der Vorstand nicht ausführen, auch wenn er durch die Mitglieder dazu genötigt wird. Es liegt in seiner Verantwortung gemäß §§ 26 und 43 BGB, den Verein vor Schaden zu bewahren.

Es ist im Zeitalter der Rechtsschutzversicherungen immer richtig, einen anfechtbaren Beschluss in einwandfreier Form erneut zur Abstimmung zu stellen. Das kann dem Verein Ärger und Geld sparen.
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